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Zusammenfassung

Die Europdische Union (EU) steht vor richtungsweisenden Aufgaben: Sie muss ihre
Industrie von heute wettbewerbsfihiger machen und in die Technologien von morgen
investieren; sie muss ihre Verteidigungsfihigkeit starken, den nachsten langfristigen
EU-Haushalt aufstellen, liber die Aufnahme neuer Mitgliedstaaten entscheiden, neue
(Handels-)Partnerschaften schliefden und den Kampf gegen den Klimawandel voran-
bringen. Deutschland kommt bei der Umsetzung dieser Aufgaben eine zentrale Rolle
zu. Die Bundesregierung hat den Anspruch formuliert, in der EU eine starke Fiihrungs-
rolle zu tibernehmen. Doch wie sehen die Biirgerinnen und Biirger Deutschlands die
Rolle ihres Landes in der EU? Wie stehen sie grundsétzlich zur Mitgliedschaft? Wo
liegen aus ihrer Sicht inhaltliche Prioritdten, und was ist ihre Haltung zu zentralen
europapolitischen Zukunftsfragen? Die vorliegende Studie hat das Ziel, diese Perspekti-
ven empirisch zu erfassen und eine Debatte iiber die Zukunft der deutschen Europa-
politik zu férdern. Durch ihren Langzeitcharakter misst sie mégliche Verdnderungen
im Selbstbild und den Prioritdten der Biirgerinnen und Biirger. Sie dient damit als Refe-
renz fiir die Ausrichtung deutscher Europapolitik und liefert Kontext und Orientierung
fiir die Gestaltung europapolitischer Mafinahmen.

Die wichtigsten Ergebnisse der
reprasentativen Umfrage

Vorteile der EU-Mitgliedschaft liberwiegen; EU-Ebene kann Krisen I6sen

Die Einstellung der Befragten zur EU-Mitgliedschaft Deutschlands bleibt mehrheitlich
positiv. Eine solide Mehrheit (63 %) sieht eher Vorteile als Nachteile. Nach Ansicht der
Befragten konnen aktuelle Krisen eher auf EU-Ebene (54 %) als auf nationaler Ebene
(38 %) gelost werden. Dies gilt fiir alle Politikfelder (mit Ausnahme der Wirtschaft):
Klima- und Umweltschutz (65 %), Verteidigung (63 %), Aufdenpolitik (59 %), Migration/
Asyl (57 %), Digitales/KI (52 %) und Wirtschaft (35 %).

Aktives Auftreten gewiinscht; Mehrheiten fiir Kompromisse und
Vorreiterkoalitionen

Die Befragten sind mehrheitlich davon iiberzeugt, dass sich die Bundesregierung in der
EU eher aktiv (68 %) verhalten sollte. Eine Mehrheit (59 %) befiirwortet zudem, dass
gemeinsame Entscheidungen fiir ein starkes Europa getroffen werden sollten, auch
wenn Deutschland dafiir Kompromisse eingehen muss. Wenn Vetos Kompromisse
blockieren, sollten laut 72 % der Befragten Vorreiterkoalitionen gebildet werden diirfen,
bei denen sich Mitgliedstaaten untereinander zusammenschliefden, um ohne die
anderen voranzugehen.
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Neue Prioritaten fiir zusatzliche EU-Investitionen: Verteidigung sinkt;
Klima und soziale Absicherung steigen

Wihrend der deutsche Beitrag zum EU-Haushalt in seiner Hohe allgemein skeptisch
gesehen wird, beflirworten die Befragten dennoch mehr gemeinsame Ausgaben in kon-
krete Politikfelder. An erster Stelle steht dabei die innere Sicherheit (41%). Die Praferenz
flir zusitzliche Verteidigungsausgaben hat stark abgenommen - von 52 % im Jahr 2025
auf 31% im Jahr 2026. Zwei weitere Priorititen sind dafiir deutlich nach oben geriickt:
soziale Absicherung (23 % auf 39 %) sowie Klima- und Umweltschutz (25 % auf 37 %).

Riickhalt fiir MaBnahmen zur Starkung europaischer Industrie
trotz Kosten

Es gibt eine hohe Zustimmung fiir industrie- oder handelspolitische Instrumente, die
die europiische Wirtschaft stirken und eigenstindiger machen sollen. So stimmen
88 % zu, dass die EU dafiir sorgen sollte, ,dass wichtige Gliter in Europa selbst herge-
stellt werden, auch wenn das erst mal teurer ist“ (Onshoring). 77 % meinen, dass bei
Offentlichen Auftrigen in der EU ,bevorzugt europiische Produkte gekauft werden
sollen, auch wenn sie teurer sind“ (Buy European). Von Zo6llen auf billige Importe aus
China, auch wenn manche Waren dadurch teurer werden, sind 65 % iiberzeugt.

Unabhangigkeit von den USA gefordert;
Befragte uneins zur Grundlage neuer Biindnisse und EU-Erweiterung

Laut 76 % der Befragten sollte Europa neue Partnerschaften anstreben und unabhingi-
ger von den USA werden. Eine knappe relative Mehrheit von 49 % wiinscht sich, dass
sich diese neuen Biindnisse eher daran orientieren, dass sie gemeinsame Werte wie
Demokratie und Menschenrechte stirken. Dagegen sagen 47 %, dass neue Partner-
schaften eher auf den wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Nutzen fiir die EU
ausgerichtet sein sollten. Eine Erweiterung der EU um die Ukraine, Moldau und Linder
des westlichen Balkans wird skeptisch gesehen: Nur 40 % der Befragten befiirworten
eine Aufnahme neuer EU-Mitglieder, wihrend 49 % dies ablehnen.

Mehrheit gegen eine Lockerung der Klimaziele

Eine Mehrheit von 62 % fordert von der Bundesregierung, sich in Briissel fiir das Fest-
halten an den EU-Klimazielen einzusetzen (36 %) oder noch ambitioniertere Ziele zu
verfolgen (26 %). Dahingegen wiinschen sich 33 % der Befragten von der Bundesregie-
rung, dass sie sich fiir eine Lockerung der EU-Klimaziele einsetzt.
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Trends und politische Empfehlungen

Europas kooperative Souveranitat aufbauen

Der Wunsch nach europiischer Souverinitéit zieht sich als Leitmotiv durch die Ergeb-
nisse — sowohl mit Blick auf die innere Handlungsfihigkeit und die Eigenstindigkeit der
heimischen Industrie als auch auf die Unabhingigkeit von den USA. Die deutsche Europa-
politik sollte eine kooperative europaische Souverinitit aufbauen, die nicht auf Abschot-
tung setzt, sondern auf diversifizierte, nutzen- und werteorientierte Partnerschaften.

Den Binnenmarkt vertiefen und Europas Industrien starken

Die Bundesregierung sollte eine europaische Wirtschaftspolitik unterstiitzen, die den
Binnenmarkt durch den Abbau von Handelshemmnissen und die Kapitalmarktunion
vertieft und die europiische Industrie durch gemeinsame Investitionen und passende
industriepolitische Instrumente in ihrer Eigenstdndigkeit starkt. So wird die EU als
kompetente Akteurin zur Losung wirtschaftlicher Herausforderungen gestirkt und das
Potenzial des Binnenmarkts sichtbar.

Europas Verteidigungsindustrie integrieren;
hohe Kosten und Monopole vermeiden

Im Bereich Verteidigung sollten européaische Integration und Kosteneffizienz im
Mittelpunkt stehen. Statt national gedachter Zielvorgaben und einer Fokussierung auf
die Produkte und Marktanteile der regionalen Industrie sollte Deutschland einen
klaren europiischen Ansatz verfolgen, ausgerichtet auf Kosteneffizienz, Interoperabili-
tat und die Vermeidung von Abhingigkeiten, Monopolen und Ubergewinnen.

Keinen Ambitionsverlust bei den Klimazielen zulassen;
die soziale Dimension der EU starken

Der Anteil an Befragten, der sich mehr gemeinsame Ausgaben in den Bereichen soziale
Absicherung und Klima- und Umweltschutz wiinscht, ist im Vergleich zum Vorjahr
stark gestiegen. Eine klare Mehrheit der Befragten unterstiitzt das Ambitionsniveau der
EU-Klimaziele. Die deutsche Europapolitik sollte deshalb die soziale Dimension der EU
stdrken und die europdischen Klimaziele aktiv verteidigen.

Den EU-Haushalt auf europaischen Mehrwert ausrichten

Statt die Nettobilanz des EU-Haushalts in den Mittelpunkt zu stellen, sollte die Bundesregie-
rung den Nutzen gemeinsamer Investitionen sichtbarer machen, den Finanzierungsbedarf
europdischer Losungen vermitteln und einen effizienten Mitteleinsatz mit Fokus auf EU-
Mehrwert sicherstellen. Dafiir sollte sie das von der Kommission vorgeschlagene Volumen
als Zielmarke unterstiitzen und sich an der Suche nach neuen EU-Eigenmitteln beteiligen.
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1 Die Langzeitstudie im politischen
Kontext

Die deutsche, europiische und globale Politik steht weiterhin vor der Herausforderung,
zahlreiche sich tiberlagernde Krisen zu bewéltigen. Im zweiten Jahr der laufenden
Amtszeit von US-Prisident Trump hat sich der Riss im transatlantischen Biindnis
deutlich vertieft. Vor allem die erratische Zollpolitik der USA sowie die wiederholten
Signale, die militirische Prdsenz in Europa zu reduzieren, haben das Vertrauen in die
USA als verldsslichen Partner erschiittert. Annexionsdrohungen gegeniiber Gronland
haben diesen Vertrauensverlust noch verstarkt.

Auch Russlands Vollinvasion der Ukraine dauert unvermindert an und geht mit bruta-
len Angriffen einher. Die Sicherheitslage in Europa hat sich grundlegend verschirft,
vor allem durch die von Russland ausgehende hybride Kriegsfithrung.

Im Nahen Osten ist nach den Angriffen der USA und Israels auf den Iran ein neuer
Krieg ausgebrochen. Dieser hat die Region weiter destabilisiert und die grofite Stérung
der weltweiten Energieversorgung seit der Energiekrise der 1970er-Jahre ausgelost. Die
Weltwirtschaft wird dadurch massiv beeintrachtigt. Daraus resultierende Versorgungs-
schocks treiben derzeit die Verbraucherpreise in die Hohe, mit gravierenden Folgen fiir
die Lebenshaltungskosten (vgl. Eurostat 2026).

Unterdessen haben die Hitzerekorde, Brinde und Diirren des vergangenen Sommers
einmal mehr die sich dramatisch zuspitzende Klimakrise vor Augen gefiihrt.

In vielen EU-Mitgliedstaaten — so auch in Deutschland - stehen wichtige Industrie-
zweige wirtschaftlich unter starkem Druck. Haupttreiber sind hohe Energiekosten und
chinesische Exporte, die durch staatlich subventionierte Uberkapazititen begiinstigt
werden. In diesem Zusammenhang treten die Schwichen der Europidischen Union (EU)
noch deutlicher zutage, die auf Abhingigkeiten in zahlreichen Bereichen zuriickzufiih-
ren sind. Gleichwohl sollte der Blick nicht nur auf die Anfilligkeiten der EU gerichtet
werden. Als Staatenverbund mit rund 450 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern
liegt die EU demografisch global an dritter Stelle; ihr Binnenmarkt ist gemessen am
nominalen Bruttoinlandsprodukt (BIP) der zweitgrofite der Welt. Insbesondere gegen-
iiber den USA hat die EU Triimpfe im Armel. Dazu zihlen sowohl Technologiefiihrer-
schaft bei Produkten wie z. B. Turbinen oder Maschinen fiir die Halbleiterproduktion,
die fiir den Aufbau von digitaler Infrastruktur unverzichtbar sind, als auch der Zugang
zum Binnenmarkt fiir US-Unternehmen (vgl. Sigl-Gléckner et al. 2026).

Die aktuelle Ausgabe der Studie steht sowohl im Zeichen bevorstehender als auch
vergangener Wahlen. Mit dem deutlichen Wahlsieg der AfD in Sachsen-Anhalt hat eine
rechtsextreme Partei in Deutschland zum ersten Mal seit dem Ende des Nationalsozia-
lismus eine reale Chance, in einem Bundesland die Macht zu tibernehmen. In Frank-
reich gilt ein Wahlsieg des rechtsextremen Rassemblement National bei der fiir das
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Frithjahr 2027 angesetzten Prasidentschaftswahl als mogliches Szenario. Auch in
Italien und Polen wird nachstes Jahr gewihlt, und die spanischen Parlamentswahlen
wurden auf November 2026 vorgezogen. Damit stehen in vier der fliinf grof3ten EU-Mit-
gliedstaaten Wahlen an — mit erheblichem Potenzial fiir grundlegende Verdnderungen
der Machtverhiltnisse im Europdischen Rat.

Erste Verdnderungen haben sich bereits durch die wegweisende Parlamentswahl in
Ungarn im April dieses Jahres ergeben. Nach 16 Jahren an der Macht wurde die auto-
kratische und euroskeptische Regierung Viktor Orbans abgewahlt. Auch die Entwick-
lungen in den USA stimmen zuversichtlich. Die im November 2026 anstehenden
Zwischenwahlen werden das Krifteverhiltnis im Kongress mutmafilich zugunsten der
Demokraten verschieben — allerdings verbunden mit dem Risiko, dass die Politik des
US-Prasidenten noch unberechenbarer wird.

Die genannten Herausforderungen haben erhebliche Auswirkungen auf Deutschland
und die Européaische Union. Im Koalitionsvertrag hat die Bundesregierung den
Anspruch formuliert, in der EU eine starke Fiihrungsrolle zu {ibernehmen. Bislang fallt
die europapolitische Bilanz dieses Kabinetts jedoch gemischt aus. Zwar bemiiht Bun-
deskanzler Friedrich Merz Europa oft in seiner Rhetorik, in der Abstimmung mit den
europdischen Partnerlindern und in der Stofdrichtung ihrer politischen Vorhaben fehlt
es der Koalition bislang aber an europapolitischer Weitsicht und Ambition. Exempla-
risch hierfiir steht die Forderung der Bundesregierung nach Kiirzungen im Rahmen der
laufenden Verhandlungen iiber den nichsten EU-Haushalt (Mehrjahriger Finanzrah-
men, MFR). Statt Impulse fiir eine Vertiefung und Weiterentwicklung der europdischen
Zusammenarbeit im Sinne europidischer Souveranitit zu setzen, verfolgt die Regierung
vor allem nationale Strategien und Interessen — frei nach dem Motto: Was gut ist fiir
Deutschland, wird schon auch gut fiir Europa sein.

Vor diesem Hintergrund hat die vorliegende Studie das Ziel, die Debatte iiber die
Zukunft der deutschen Europapolitik zu fordern und empirisch fundiert zu differenzie-
ren. Sie beleuchtet die Einstellungen der Biirgerinnen und Biirger zu Deutschlands
Rolle in der Europidischen Union, zum Auftreten der Bundesregierung in Briissel und
zu ihrer Haltung zu zentralen europapolitischen Zukunftsfragen inmitten der genann-
ten Herausforderungen. Durch ihren Langzeitcharakter misst sie zudem mogliche
Verdnderungen im Selbstbild und in den Priorititen der Blirgerinnen und Biirger.

Im Mittelpunkt stehen folgende Fragen: Wird die Bundesregierung als aktiv in Briissel
wahrgenommen, bzw. sollte sie es sein? Sollte sie sich eher kooperativ oder dominant
verhalten? Uberwiegen aus Sicht der Befragten die Vor- oder Nachteile der EU-Mit-
gliedschaft? Wo sehen die Befragten Priorititen fiir gemeinsame Ausgaben, und haben
sich diese verdndert? Wie bewerten sie den deutschen Beitrag zum EU-Haushalt?
Welche Politikfelder sollten ihrer Meinung nach national, welche europiisch gel6st
werden? Und wie steht es um das Verhéltnis zwischen der EU und den USA? Die Studie
dient damit als Referenz fiir die Ausrichtung deutscher Europapolitik und liefert
Kontext und Orientierung fiir Entscheidungstriagerinnen und Entscheidungstriger bei
der Gestaltung europapolitischer Mafdnahmen.
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2 Aufbau und Methodik der Studie

Der Fragebogen besteht aus zwei Teilen: Der erste Teil enthilt Fragen, die jedes Jahr
identisch gestellt werden, und untersucht vor allem das Selbstbild der Biirgerinnen
und Biirger im Hinblick auf Deutschlands Auftreten und Rolle in der EU. Dieses Selbst-
bild wird in drei Dimensionen gemessen, die 2019 auf Basis von Fokusgruppen entwi-
ckelt und 2021 und 2025 erneut liberpriift wurden: die politische Rolle Deutschlands in
der EU (z. B. aktiv oder passiv), finanzpolitische Aspekte (z.B. der deutsche Beitrag zum
EU-Haushalt) und die EU-Mitgliedschaft an sich (z. B. Vor- und Nachteile). Die Dimen-
sionen greifen auf, was die Teilnehmenden der Fokusgruppen selbst herangezogen
haben, um Deutschlands Rolle in der EU, die deutsche Europapolitik und die eigene
Haltung dazu zu beschreiben. Fiir die aktuelle Erhebung wurde der Katalog der Lang-
zeitfragen leicht gekiirzt. Der zweite Teil umfasst jahrlich wechselnde Fragen zu aktuel-
len europapolitischen Themen und kniipft damit an die Debatten an, die gerade
gefiihrt werden.

Fiir die vorliegende Studie hat pollytix strategic research gmbh im Auftrag der Hein-
rich-Boll-Stiftung zwischen dem 27. August und dem 4. September 2026 3.023 Personen
online (CAWI, Computer Assisted Web Interviewing) befragt. Die Stichprobe ist nach
den Vorgaben der amtlichen Statistik gewichtet. Die Ergebnisse sind reprasentativ fiir
die wahlberechtigten Bilirgerinnen und Biirger Deutschlands ab 18 Jahren. Der statisti-
sche Fehler der Gesamtergebnisse liegt zwischen +1,1 und +1,8 Prozentpunkten. Alle
Prozentwerte sind ohne Nachkommastelle ausgewiesen. Zusammengefasste Werte,
etwa ,stimme voll und ganz zu“ und ,,stimme eher zu®, werden aus den gerundeten
Einzelwerten gebildet. Rundungsbedingt kdnnen Summen in einzelnen Abbildungen
geringfligig von 100 Prozent abweichen. Bei einigen Fragen waren Mehrfachnennun-
gen moglich. In den Abbildungen werden geringfiigige Werte fiir ,,weifd nicht” nicht
berticksichtigt.

Die Langzeitfragen werden seit 2019 erhoben, bis 2025 durch ein anderes Institut. Mit
der Ausgabe 2026 wechselte die Erhebung zu pollytix. Stichprobenziehung, Fallzahl
und Umfang des Fragenkatalogs unterscheiden sich, sodass Unterschiede zwischen
2025 und 2026 auch methodisch bedingt sein konnen. Die Zeitreihen zeigen daher die
langfristige Richtung einer Entwicklung. Verdnderungen tiber den Wechsel hinweg
werden zuriickhaltend interpretiert. In den Abbildungen mit Zeitverlauf markiert eine
gestrichelte Linie den Wechsel.
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3 Auswertung der
Umfrageergebnisse

Der Langzeitverlauf der Studie zeigt, dass die Verdnderung des politischen Klimas in
Deutschland und das Erstarken rechter Kréfte sich auch in den europapolitischen
Einstellungen der Biirgerinnen und Blirger widerspiegeln. Die Auswertung nach
Parteipriaferenz offenbart in vielen Fillen eine Kluft zwischen den demokratischen
Parteien und dem Lager der AfD. Diese Kluft zeigt sich nicht nur in politischen Stand-
punkten oder thematischen Priorititen, sondern besonders eindeutig in der allgemei-
nen Haltung gegeniiber der EU, ihren Vor- und Nachteilen sowie Fragen zur weiteren
europdischen Integration.

3.1 Vorteile der EU-Mitgliedschaft Giberwiegen
trotz Skepsis gegeniiber finanziellem Beitrag

Die Einstellung der Befragten zur EU-Mitgliedschaft Deutschlands bleibt mehrheitlich
positiv — trotz oder vielleicht gerade wegen der anhaltenden Krisen: wirtschaftliche
Stagnation, Russlands andauernder Angriffskrieg in der Ukraine und geopolitische
Umbriiche. Eine solide Mehrheit (63 %) sieht eher Vorteile als Nachteile in der EU-Mit-
gliedschaft, wiahrend 32 % die gegenteilige Meinung (s. Abbildung 1). Der seit 2019
gemessene langfristige Trend zeigt, dass zwar das 2019 verzeichnete Zustimmungshoch
(75%) nachgelassen hat, die Bilanz der EU-Mitgliedschaft jedoch tiberwiegend positiv
bleibt und diese Tendenz gegeniiber dem vergangenen Jahr leicht gestiegen ist. Die
pro-europdische Stimmung ist bei den Wahlerinnen und Wahlern der Griinen (94 %
sehen eher oder eindeutig Vorteile), bei Menschen mit hoherer Bildung (79 %) und bei
jungen Befragten (18-29 Jahre: 78 %) deutlich tiberdurchschnittlich. Mit Blick auf den
Wohnort sehen Menschen in Westdeutschland (64 %) in geringem Mafde mehr Vorteile
als Menschen in Ostdeutschland (58 %). Die Ost-West-Differenz ist mit rund 6 Prozent-
punkten damit auf dem niedrigsten Stand seit 2019. Die euroskeptische Stimmung ist
im AfD-Lager am starksten (68 % sehen eher oder eindeutige Nachteile).

Dies ist auch insofern interessant, als der finanzielle Beitrag Deutschlands zum EU-Haus-
halt seit 2020 mehrheitlich als ,,zu hoch® angesehen wird und diese Einschitzung 2026
mit 62% wieder den Hochstwert der Langzeiterhebung von 2024 erreicht (s. Abbildung2).
Allerdings ist auch anzumerken, dass sich diese Stimmung seit 2023 nicht maf3geblich
verstarkt hat (2023: 58 %; 2024: 62 %; 2025: 59 %; 2026: 62 %). Dennoch stehen diese Werte
in starkem Kontrast zur ersten Erhebung aus dem Jahr 2019, als das Verhéltnis noch
umgekehrt war und mehr Befragte den deutschen Beitrag als ,,angemessen” (51%) statt
als ,,zu hoch® (37 %) empfanden. Der Anteil der Befragten, die den Beitrag fiir zu gering
halten, ist marginal und seit dem Jahr 2019 von 10 % auf nunmehr 3 % zuriickgegangen.
Die Einschitzung, Deutschland zahle ,,zu viel®, findet sich besonders ausgeprigt bei
AfD-Wihlerinnen und -Wihlern (eher oder eindeutig zu hoch: 88 %).
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Abbildung1 Uberwiegen bei der Mitgliedschaft Deutschlands in der EU lhrer Meinung
nach eher die Vorteile oder eher die Nachteile?
— eindeutig [ eher die Vorteile — eindeutig [ eher die Nachteile
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Abbildung 2 Wenn Sie an alle Vor- und Nachteile von Deutschlands EU-Mitgliedschaft
denken, wie bewerten Sie da Deutschlands finanziellen Beitrag zur EU?
—— eher/ eindeutig zu hoch — angemessen —— eher/ eindeutig zu niedrig
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80 % -

60 % -
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Bemerkenswert ist zudem, dass die Skepsis hinsichtlich der Héhe des deutschen Beitrags
durch alle Einkommensgruppen hinweg kaum schwankt. Diese Haltung spiegelt die deut-
sche mediale Debatte rund um den EU-Haushalt wider, die stark von der Rolle Deutschlands
als grofdtem Nettozahler (vgl. Busch et al. 2025: 4) geprégt ist (vgl. Hamdani 2024). Zur Einord-
nung ist es an dieser Stelle wichtig, zu erwihnen, dass Deutschland durch die Mitgliedschaft
im europiischen Binnenmarkt erhebliche Wohlstandsgewinne pro Kopfverzeichnet (vgl.
Mion / Ponattu 2019) und dass Investitionen innerhalb des Binnenmarkts positive fiskalische
Ubertragungseffekte fiir Nachbarstaaten haben (vgl. Humpelstetter et al. 2026).
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3.2 Prioritaten fiir zusatzliche EU-Investitionen
verschieben sich: Verteidigung sinkt, Klima und
Soziales steigen

Wahrend der deutsche Beitrag zum EU-Haushalt in seiner Hohe allgemein skeptisch
gesehen wird, liefert der Blick auf konkrete Prioritdten fiir mehr gemeinsame Ausgaben
ein differenzierteres Bild (s. Abbildung 3). Hier bestitigt sich die Tendenz der letzten
Jahre, dass der Anteil an Befragten, die ,,in keinem Bereich® zusitzliche Ausgaben
befiirworten, marginal bleibt (5%). Bei der Priorisierung von Ausgabenbereichen lassen
sich jedoch Verschiebungen beobachten (s. Abbildung 4). An erster Stelle steht nach
Meinung der Befragten die innere Sicherheit (41%). Die Zustimmung zu diesem
Bereich hat sich in den letzten drei Jahren zwar nicht wesentlich verdndert, allerdings
ist die Gewichtung im Verhéiltnis zu anderen Bereichen gestiegen. So hat insbesondere
die Praferenz flir zusitzliche Verteidigungsausgaben abgenommen und steht nun nicht
mehr an erster Stelle (2025: 52 % und 2026: 31%). Zwei andere Prioritdten sind in der
Rangfolge deutlich nach oben gertickt: soziale Absicherung (2025: 23 % und 2026: 39 %)
sowie Klima- und Umweltschutz (2025: 25 % und 2026: 37 %). Andere Bereiche wie
Forschung, Bildung und Innovation (36 %), Wirtschaft (32 %) oder Digital- und Ver-
kehrsinfrastruktur (21 %) verdnderten sich im Vergleich zum Vorjahr kaum.

Abbildung 3 In welchen dieser Bereiche wiirden Sie es begriiBen, wenn Deutschland
und die anderen Mitgliedstaaten in der EU mehr Geld ausgeben wiirden?

Hinweis: Mehrfachauswahl méglich (max. 3)

Innere Sicherheit

Soziale Absicherung

Klima- und Umweltschutz
Forschung, Bildung, Innovation
Wirtschaft

Verteidigung

Digitale und Verkehrsinfrastruktur

Landwirtschaft

Die Bedeutung der Bereiche variiert nach verschiedenen Merkmalen und Variablen.
Das Thema innere Sicherheit ist fiir Menschen, die in der EU-Mitgliedschaft eher
Nachteile sehen, liberdurchschnittlich wichtig (50 %). Soziale Absicherung liegt fiir
Befragte aus einkommensschwicheren Haushalten (50 %) und fiir Menschen aus
Ostdeutschland (48 %) jeweils mit {iberdurchschnittlichen Werten auf Platz eins.
Verteidigungsausgaben hingegen liegen in Ostdeutschland mit 23 % und bei einkom-
mensschwicheren Haushalten mit 25% unter dem Durchschnitt. Klima- und
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Abbildung 4 In welchen dieser Bereiche wiirden Sie es begriiBen, wenn Deutschland
und die anderen Mitgliedstaaten in der EU mehr Geld ausgeben wiirden?

— Verteidigung — Klima —— Soziale Absicherung Innere Sicherheit

60% -

52%

40% -

[0)
20% A 19 /&\/ 23% 23%
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39%
37%

31%
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2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Umweltschutz ist flir Haushalte mit niedrigem Einkommen eines der wichtigsten
Themen (39 %). In Ostdeutschland befiirworten jedoch nur 32 % der Befragten mehr
Ausgaben in diesem Bereich. Sie erwarten stattdessen mehr Investitionen in For-
schung, Bildung und Innovation (43 %) als die Befragten in Westdeutschland (34 %).

Dariiber hinaus unterscheiden sich die Priorititen auch nach Parteipraferenz. Wihlerin-
nen und Wiahler der CDU/CSU legen ihre Schwerpunkte auf Verteidigung (51%), innere
Sicherheit (48 %) und Wirtschaft (43 %). Im Lager der SPD stehen Klima- und Umwelt-
schutz (53 %), Verteidigung (42 %) und soziale Absicherung (41%) an der Spitze. Bei den
Griinen liegt der Klima- und Umweltschutz mit 84 % klar vorne, gefolgt von Forschung,
Bildung und Innovation (46 %) und sozialer Absicherung (31%). Im Lager der Linken
werden soziale Absicherung (66 %), Klima- und Umweltschutz (61%) sowie Forschung,
Bildung und Innovation (47 %) am stérksten gewichtet. Bei der AfD sind die drédngends-
ten Themen innere Sicherheit (53 %), soziale Absicherung (41%) und Wirtschaft (40 %).
Wiéhlerinnen und Wihler des BSW priorisieren soziale Absicherung (55%), Forschung,
Bildung und Innovation (38 %) und Wirtschaft (35%). Zusammenfassend l4sst sich ein
Mitte-links-Cluster aus SPD, Griinen und Linken identifizieren, in dem Klima- und
Umweltschutz sowie soziale Absicherung bei allen drei Wahlergruppen unter den ersten
drei Prioritaten rangieren. Die Anhanger der Griinen und Linken priorisieren zudem
stark das Thema Forschung, Bildung und Innovation. Die Wahlerinnen und Wihler der
Koalitionsparteien CDU/CSU und SPD tiberschneiden sich nur in ihrer iiberdurchschnitt-
lichen Priorisierung von Verteidigungsausgaben. Menschen mit CDU/CSU- und AfD-Préi-
ferenz teilen eine thematische Schnittmenge in der jeweils hohen Gewichtung von
innerer Sicherheit und Wirtschaft. BSW-Wéhlerinnen und -Wihler wiederum verbindet
einerseits die Priorisierung von sozialer Absicherung und Forschung, Bildung und
Innovation mit Personen, die sich Griinen und Linken zuordnen, andererseits die The-
menfelder soziale Absicherung und Wirtschaft mit dem AfD-Lager.
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3.3 Aktive Rolle bleibt gefragt; Kooperation wird
starker wahrgenommen - aber weniger
gewiinscht

Angesichts seiner Grofde und seines finanziellen Beitrags ist Deutschland ein wichtiger
Akteur in der EU mit grofdem politischem Gewicht. Beim Auftreten Deutschlands in der
EU bestitigt sich ein Trend: Mehr als zwei Drittel der Befragten (68 %) sind liberzeugt,
dass Deutschland in der EU eher aktiv sein sollte (s. Abbildung 5). Diese Haltung hat
sich seit Beginn der Erhebung im Jahr 2019 kaum verindert. Die Frage nach der tat-
sachlich wahrgenommenen Handlungsfiahigkeit Deutschlands in der EU - also ob sich
die Bundesregierung in Briissel zuletzt eher aktiv verhalten hat — zeichnet ein volatile-
res Bild. Nach einem Abwartstrend der vergangenen Jahre zeigt die aktuelle Erhebung
nun wieder eine mehrheitliche Wahrnehmung eines aktiven Auftretens (54 %). Dieser
Aufwartstrend kdonnte auf Bundeskanzler Merz zurtickzufiihren sein, der bei seinem
Amtsantritt versprach, ein aufdenpolitischer Kanzler zu werden und in Briissel eine
Fiihrungsrolle tibernehmen zu wollen (vgl. Mayr 2025).

Abbildung 5 Soll/hat sich Deutschland in letzter Zeit in der EU eher aktiv oder eher
weniger aktiv verhalten?

— Soll sich eher aktiv verhalten — Hat sich eher aktiv verhalten
100% - :
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L 1% 72% 5
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Gleichzeitig hat sich hinsichtlich der gewiinschten Form der Zusammenarbeit in der
EU etwas verandert (s. Abbildung 6). Die Meinung, dass Deutschland eher mit anderen
Lindern kooperieren sollte (anstatt ihnen gegentiiber dominant aufzutreten), teilen seit
Beginn der Erhebung viele der Befragten. In diesem Jahr sank ihr Anteil mit 59 % zum
ersten Mal unter die 60-Prozent-Marke (2025: 68 %). Die Priferenz fiir ein ,,eher domi-
nantes® Verhalten Deutschlands ist mit 54 % im AfD-Lager am stirksten ausgepragt,
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wihrend die Préaferenz fiir ,,eher kooperatives® Verhalten von Wahlerinnen und Wahlern
aller demokratischen Parteien geteilt wird. Der Blick auf den Ist-Zustand zeigt eine wei-
tere Verdnderung. Auf die Frage, ob Deutschland sich gegentiber anderen EU-Landern
zuletzt eher kooperativ oder eher dominant verhalten habe, nehmen 71% der Befragten
Deutschland im Riickblick als kooperativ wahr - ein Plus von 10 Prozentpunkten und
zugleich der hdchste bislang gemessene Wert. Erstmals wird Deutschland damit riickbli-
ckend kooperativer wahrgenommen, als es sich die Befragten fiir die Zukunft wiinschen.

Abbildung 6 Soll/hat sich Deutschland gegenliber den anderen EU-Landern eher
dominant oder eher kooperativ verhalten?

— Soll sich eher kooperativ verhalten — Hat sich eher kooperativ verhalten
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3.4 Mehrheit fir Kompromisse statt Alleingange -
doch nicht auf Kosten von Blockaden

Der leichte Abwirtstrend hinsichtlich des gewiinschten kooperativen Verhaltens ist
jedoch vor dem Hintergrund einer Mehrheit fiir Kompromisse in der Entscheidungsfin-
dung zu sehen (s. Abbildung 7). Die Befragten stimmen mehrheitlich zu, dass ,,gemein-
same europdische Entscheidungen fiir ein starkes Europa“ wichtiger sind, ,,auch wenn
Deutschland dafiir Kompromisse eingehen muss® (59 %). Diese Meinung ist in West-
deutschland (60 %) verbreiteter als in Ostdeutschland (53 %). Menschen, die ihre
finanzielle Lage subjektiv besser einschitzen, beflirworten eher europdische Kompro-
misse (67 %) als Befragte mit schwierigen Einkommensverhiltnissen, die eher eigen-
stindige Entscheidungen Deutschlands bevorzugen (48 %). Auch das Alter spielt eine
Rolle: Die jiingste (18-29) und die ilteste Altersgruppe (70+) sind am ehesten bereit,
zum Wohle eines starken Europas Kompromisse einzugehen (67 % bzw. 70 %). Diese
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Position wird auch von den Lagern aller demoKkratischen Parteien unterstiitzt, insbeson-
dere von den Griinen (91%), der SPD (80 %), der Linken (78 %) und der CDU/CSU (74 %).
Demgegentiber sind Befragte mit AfD-Wahlabsicht mehrheitlich der Ansicht, dass
»moglichst eigenstindige Entscheidungen Deutschlands, auch wenn Europa dadurch
schwicher bleibt®, der richtige Ansatz flir die Zusammenarbeit in Europa sind (75 %). Die
unterschiedlichen Einstellungen zur europiischen Integration und zur Rolle Deutschlands
in der EU verdeutlichen eine Kluft zwischen den Parteien der Mitte und dem rechten Rand.

Bei genauerer Nachfrage zeigt sich hinsichtlich der Entscheidungsfindung, dass die
Befragten Kompromisse im Prinzip gutheif’en, Blockadehaltungen hingegen ablehnen
(s. Abbildung 8). So ist die breite Mehrheit (72 %) iiber alle Variablen hinweg der
Ansicht, dass sich EU-Mitgliedstaaten im Falle von Blockaden durch fehlende Einstim-
migkeit untereinander zusammenschliefden kdnnen sollten, um gemeinsam voranzu-
gehen — auch ohne die anderen. Auch wenn die Motivation hinter dieser Einstellung
offen bleibt, so ist doch bemerkenswert, dass sie quer durch alle politischen Lager
mehrheitlich geteilt wird. In der Praxis libersetzt sich dies in Opt-in- und Opt-out-Mog-
lichkeiten bei bestimmten politischen Mafnahmen zur Integration im Rahmen des
Instruments der verstirkten Zusammenarbeit, wie etwa beim Schengener Abkommen
oder der Eurozone. Das Bild ist also differenziert: Kompromisse und gemeinsame
Entscheidungen werden befilirwortet, doch auf Blockaden durch Vetos sollte nach
Meinung der Befragten mit Flexibilitit und Vorreiterkoalitionen reagiert werden, die es
einzelnen Staaten ermdglichen, bei gemeinsamen Projekten voranzugehen — auch
ohne die anderen.

Abbildung 7 Vieles entscheidet Deutschland in der EU gemeinsam mit den anderen
Landern. Was ist lhnen wichtiger?

B Moglichst eigenstandige Entscheidungen Deutschlands, auch wenn Europa dadurch schwécher bleibt
B Gemeinsame europaische Entscheidungen fiir ein starkes Europa,
auch wenn Deutschland dafiir Kompromisse eingehen muss

Abbildung 8 In der EU miissen manche Entscheidungen (z. B. bei Verteidigung) einstimmig
getroffen werden. Das sichert, dass alle dahinterstehen, kann aber auch zu Blockaden flihren.
Inwiefern stimmen Sie der folgenden Aussage zu?

EU-Mitgliedstaaten, die vorangehen wollen, sollten sich untereinander
zusammenschlieBen kénnen - auch ohne die anderen.

B stimme Uberhaupt nicht zu stimme eher nicht zu stimme eher zu B stimme voll und ganz zu

21% 6% 25% 72%
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3.5 Vertrauenindie EU zur Bewaltigung von Krisen
wird in fast allen Bereichen bestatigt

Eine zentrale Frage im aktuellen politischen Kontext ist, inwieweit die Biirgerinnen und
Biirger der EU zutrauen, aktuelle Krisen zu 16sen. Allgemein sind die Befragten starker
davon iliberzeugt, dass die heutigen Krisen eher auf EU-Ebene (54 %) als auf nationaler
Ebene (38 %) gelost werden konnen (s. Abbildung 9). Diese Einschitzung hat sich im
Vergleich zum Jahr 2024 kaum verdndert und umfasst nicht nur das pro-europiischste
Lager der Griinen (81%), sondern auch die Mehrheit der anderen demokratischen Par-
teien: Rund zwei Drittel der Befragten mit Wahlabsicht CDU/CSU, SPD und Linke teilen
diese Ansicht. Eine diametral entgegengesetzte Meinung vertreten Menschen im Lager
der AfD und des BSW, wo eine vergleichbar grofée Mehrheit die nationale als die richtige
Ebene zur Bewiltigung der heutigen Herausforderungen ansieht (AfD: 63 %; BSW: 62 %).

Abbildung 9 Konnen die aktuellen Krisen eher auf nationaler oder eher auf europaischer
Ebene geldst werden?

B eher auf nationaler Ebene B eher auf europaischer Ebene

2026 38% 54 %

2024 41% 53%

Um dieses Bild zu konkretisieren, wurde fiir sechs wichtige Politikbereiche (Klima- und
Umweltschutz, Verteidigung, AufRenpolitik, Migration/Asyl, Digitales/KI, Wirtschaft)
die Priferenz fiir ein nationales oder europaisches Vorgehen abgefragt (s. Abbildung
10). In allen Bereichen — mit Ausnahme der Wirtschaft — wiinscht sich die Mehrheit der
Befragten Losungen auf europiischer statt auf nationaler Ebene. Insbesondere werden
Klima- und Umweltschutz (65 %), Verteidigung (63 %) und Aufdenpolitik (59 %) als
europdische Aufgaben angesehen. Auch fiir die Bereiche Migration/Asyl (57 %) sowie
Digitales/KI (52 %) sprechen sich Mehrheiten fiir europdische Lésungen aus. Der Bereich
der Wirtschaft bildet eine ebenso interessante wie deutliche Ausnahme: 63 % der
Befragten fordern hier nationale Ansitze. Dieses Ergebnis {iberrascht insofern, als die
Befragung insgesamt keinen Riickschluss auf eine allgemeine EU-Skepsis zulasst.
Gleichwohl bevorzugen Befragte aller politischen Lager (mit Ausnahme der Griinen, wo
eine kleinere Mehrheit von 55 % europdische Losungen bevorzugt) nationale Lésungen
fiir wirtschaftliche Probleme. Der liberwiegend nationale Fokus im Bereich der Wirt-
schaft Iasst vermuten, dass die erheblichen Vorteile des europiischen Binnenmarkts
hierzulande noch nicht hinreichend vermittelt wurden oder als solche nicht sichtbar
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sind. Das betrifft unter anderem seine Funktion als Absatzmarkt deutscher Exporte —
insbesondere als Ausgleich fiir sinkende Exporte nach China (vgl. Tagesschau 2026) —
sowie das Wachstumspotenzial, das in seiner weiteren Vertiefung liegt (vgl. Kammer 2026).

Abbildung10 Koénnen die aktuellen Krisen eher auf nationaler oder eher auf
europaischer Ebene gelost werden?

M eher auf nationaler Ebene B eher auf europaischer Ebene

Klima- und Umweltschutz
Verteidigung
AuBenpolitik
Migration [ Asyl
Digitales /Kl

Wirtschaft

3.6 Hoher Riickhalt fiir gezielte MaBnahmen
zur Starkung europaischer Industrie; Kosten
werden in Kauf genommen

An das Ergebnis, dass die Befragten im Bereich der Wirtschaft mehrheitlich die natio-
nale Ebene zur Problemlésung priorisieren, schlief3t sich die Frage an, wie sie einzelne
wirtschaftspolitische Manahmen bewerten, die die europiische Wirtschaft starker
und eigenstindiger machen sollen (s. Abbildung 11). Die Mafinahmen wurden einzeln
und nicht vergleichend bewertet. Hier zeigt sich ein interessantes Bild, denn die
Zustimmung fiir industrie- oder handelspolitische Instrumente zum Schutz der euro-
paischen Industrie ist hoch. So stimmen 88 % der Befragten ,,eher® oder ,voll und ganz”
zu, dass die EU dafiir sorgen sollte, ,,dass wichtige Gliter in Europa selbst hergestellt
werden, auch wenn das erst mal teurer ist” (,Onshoring®). Gut drei Viertel der Befrag-
ten befilirworten, dass bei 6ffentlichen Auftrigen in der EU ,bevorzugt europaische
Produkte gekauft werden sollen, auch wenn sie teurer sind“ (,Buy European®). Von
ZO0llen auf billige Importe aus China, auch wenn manche Waren dadurch teurer wer-
den, sind 65 % iiberzeugt. Der Abbau von Regeln und Vorschriften, auch wenn dadurch
Schutzstandards fiir Verbraucher und Umwelt sinken, findet bei 51% Zustimmung.
Ausgewertet nach Parteipriferenz zeigen die Daten fiir alle politischen Lager den
hochsten Zustimmungswert fiir die Herstellung wichtiger Giiter in Europa trotz héhe-
rer Preise. Erwdhnenswert ist an dieser Stelle, dass sich die Bewertung nur sehr gering-
fligig unterscheidet (max. 4 Prozentpunkte), wenn nur die Befragten ausgewertet
werden, die sich fiir nationale Lésungen im Bereich Wirtschaft aussprechen. Besonders
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bemerkenswert ist, dass in der Fragestellung explizit die mit den jeweiligen Mafdnah-
men verbundenen Kosten erwdhnt wurden und die Zustimmung dennoch sehr hoch
ist. Das lasst vermuten, dass die Befragten auf europdischer Ebene Verbesserungsbe-
darf im Bereich der Industrie- und Handelspolitik sehen, mit dem Ziel einer resiliente-
ren und souveridneren europiischen Wirtschaft.

Abbildung 11 Es gibt verschiedene Vorschlage, wie Europas Wirtschaft starker und
eigenstandiger werden konnte. Wie stehen Sie zu den folgenden Vorschlagen?

B stimme Uberhaupt nicht zu stimme eher nicht zu stimme eher zu B stimme voll und ganz zu

Die EU sollte dafiir sorgen, dass wichtige Gliter in Europa 1% 3% I IS 388%
selbst hergestellt werden, auch wenn das erst mal teurer ist.

Bei 6ffentlichen Auftragen in der EU sollen bevorzugt
européische Produkte gekauft werden, 18 % 5% I I 77 %
auch wenn sie teurer sind.

Die EU soll Zolle auf billige Importe aus Landern
wie China erheben, auch wenn manche Waren 31% LI0L%N 65 %
dadurch teurer werden.

Die EU soll Regeln und Vorschriften fiir Unternehmen
deutlich abbauen, auch wenn dadurch manche 43% LR 51%
Schutzstandards fiir Verbraucher oder Umwelt sinken.

3.7 Klare Mehrheit fir mehr Unabhangigkeit von
den USA; geteilte Ansichten liber Zielbild neuer
Partnerschaften

Die dynamische geopolitische Lage stellt die EU vor grof3e Herausforderungen — insbe-
sondere hinsichtlich der Stabilitit ihrer bisherigen Biindnisse. Vor allem die transatlan-
tische Partnerschaft mit den USA ist durch Donald Trumps Zollpolitik und Zweifel an
der Verlisslichkeit der USA als Partner in der europdischen Sicherheitsarchitektur
zerriittet. In diesem Zusammenhang werden die vielschichtigen geo6konomischen
Abhingigkeiten Europas von den USA deutlich, die nun einen Strategiewandel und die
Suche nach neuen Allianzen erfordern. Vor diesem Hintergrund werden auf vielen
Ebenen neue Partnerschaften angestrebt. Beispielhaft dafiir stehen neue Freihandels-
abkommen mit den Mercosur-Staaten und Indien, aber auch das von der EU mitiniti-
ierte plurilaterale Biindnis ,,Partner fiir Multilateralismus® - zur ,,Férderung von
Frieden, Stabilitit, inklusiver und nachhaltiger Entwicklung, gemeinsamem Wohl-
stand, Menschenwiirde und Rechten fiir alle“. Auch die Einladung von EU-Kommis-
sionsprasidentin Ursula von der Leyen an Kanada, das Land als erstes ,assoziiertes
Mitglied” der EU aufzunehmen, ist in diesem Kontext zu verstehen.
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Unter den Befragten herrscht ein weitgehender Konsens dariiber, dass Europa neue
Partnerschaften anstreben und unabhingiger von den USA werden sollte (s. Abbildung
12). Mit 76 % der Befragten unterstiitzen rund drei Viertel diese Bemiihungen. Interessan-
terweise wird diese Ansicht iiber alle Parteipriferenzen hinweg mehrheitlich geteilt
(besonders stark bei den Wihlerinnen und Wahlern der Linken: 90 %, den Griinen: 86%,
und der SPD: 83 %), so auch im Lager der AfD (65 %). Gleichermafien trifft dies auf Ost-
und Westdeutschland (beide 76 %) sowie Stadte und landliche Regionen (76 % gegeniiber
77 %) zu und kann zudem einkommensunabhéngig identifiziert werden. Dies untermau-
ert andere aktuelle Forschungsergebnisse in diesem Bereich (vgl. Kommer / Bohrn 2026).

Doch damit bleibt die Frage nach dem gemeinsamen Nenner fiir diese neuen Partner-
schaften noch unbeantwortet. Die Befragten sollten daher auswihlen, woran sich die
EU bei neuen Partnerschaften eher orientieren sollte — an der Stirkung gemeinsamer
Werte wie Demokratie und Menschenrechte oder am wirtschaftlichen und sicherheits-
politischen Nutzen fiir die EU. Hier sind die Meinungen geteilt (s. Abbildung 13). Eine
knappe relative Mehrheit von 49 % spricht sich dafiir aus, dass sich neue Biindnisse
eher daran orientieren, dass sie gemeinsame Werte wie Demokratie und Menschen-
rechte starken, wihrend 47 % der Meinung sind, dass neue Partnerschaften eher auf
den wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Nutzen fiir die EU ausgerichtet sein
sollten. Die Unterschiede werden deutlicher, wenn man die Ergebnisse nach Parteipri-
ferenz aufschliisselt: Wihlerinnen und Wihler von mitte-links-Parteien bevorzugen
werteorientierte Partnerschaften (Die Linke: 75 %; Griine: 73 %; SPD: 60 %), wéhrend fiir
58 % im CDU/CSU-Lager der wirtschaftliche und sicherheitspolitische Nutzen im
Vordergrund stehen sollte. Befragte mit AfD-Wahlabsicht entscheiden sich ebenfalls
vorrangig flir wirtschaftliche und sicherheitspolitische Interessen (63 %). Zudem
besteht eine starke positive lineare Korrelation zwischen der Wahrnehmung der EU-
Mitgliedschaft als vorteilhaft und der Priaferenz fiir gemeinsame Werte als Leitbild
neuer Partnerschaften.

Abbildung 12 Zurzeit wird viel darlber Abbildung 13 Woran sollte sich die EU
diskutiert, wie Europa mit den USA bei neuen Partnerschaften vor allem
umgehen sollte. Wofiir sollte sich orientieren?

Deutschland vor allem einsetzen?

B dafir, dass Europa weiter eng mit den USA B eherdaran, dass sie der EU wirtschaftlich und
zusammenarbeitet sicherheitspolitisch nutzen

B dafir, dass Europa neue Partnerschaften mit anderen B eher daran, dass sie gemeinsame Werte wie
Landern sucht und unabhangiger von den USA wird Demokratie und Menschenrechte starken
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3.8 Knappe Mehrheit gegen EU-Erweiterung;
AfD-Lager der treibende Faktor

Fiir das Ziel, die europiische Souveranitit zu stdrken, sind jedoch nicht nur neue
Allianzen mit internationalen Partnern entscheidend — auch der Erweiterung der EU
kommt eine grofde Bedeutung zu. Eine Erweiterung um die Ukraine, Moldau und
mehrere Linder des Westbalkans wird allerdings von den Befragten mit relativer
Mehrheit skeptisch gesehen (s. Abbildung 14). So befiirworten nur 40 % der Befragten
ein Engagement der Bundesregierung fiir die Aufnahme neuer EU-Mitglieder, wihrend
49 % dies ablehnen. Zur Einordnung ist es wichtig, die klare Differenz zwischen Anhén-
gerinnen und Anhingern demokratischer Parteien und denen der AfD aufzuzeigen. So
gibt es in den Lagern von CDU/CSU (48 %), SPD (57 %), Griine (67 %) und Linke (57 %)
eine (relative) Mehrheit fiir eine EU-Erweiterung, wihrend die Befragten mit AfD-
Wahlabsicht mit 81 % klar dagegen sind. Hinsichtlich der soziodemografischen Merk-
male lassen sich keine erheblichen Abweichungen vom Gesamtdurchschnitt feststel-
len. Hervorzuheben ist jedoch, dass eine relative Mehrheit (49 %) in der jlingsten
Altersgruppe (18-29 Jahre) einer Erweiterung positiv gegeniibersteht. Die Ergebnisse
lassen auch Riickschliisse auf den Einfluss der medialen Debatte in den vergangenen
Jahren zu. Diese war mafsgeblich von moglichen Herausforderungen wie der Hand-
lungsfahigkeit einer gréfderen EU oder den damit verbundenen Kosten geprigt. Auch
dominierten Meldungen iiber illiberale, euroskeptische Regierungen in einigen der
jlingeren Mitgliedstaaten die Berichterstattung. Die Ergebnisse zeigen, dass die Erwei-
terung der EU in der deutschen Offentlichkeit noch vor grofRen Herausforderungen
steht.

Abbildung14 Zurzeit méchten mehrere Lander der EU beitreten, darunter die Ukraine,
Moldau und einige Lander des westlichen Balkans. Wofiir sollte sich Deutschland
grundsatzlich einsetzen?

B dafiir, dass die EU keine neuen Mitglieder aufnimmt
B dafiir, dass die EU neue Mitglieder aufnimmt
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3.9 Mehrheit gegen eine Lockerung der Klimaziele

Eine Mehrheit von 62 % fordert von der Bundesregierung, sich in Briissel dafiir einzu-
setzen, dass die EU an ihren Klimazielen festhélt (36 %) oder sich noch ambitioniertere
Ziele setzt (26 %). Demgegeniiber wiinschen sich 33 % der Befragten von der Bundesre-
gierung, dass sie sich fiir eine Lockerung der EU-Klimaziele einsetzt (s. Abbildung 15).
Diese Ansicht findet sich besonders haufig unter Befragten, die in der EU-Mitglied-
schaft Deutschlands eher Nachteile sehen (+26 Prozentpunkte iiber dem Durchschnitt).
Mit Blick auf die Altersgruppen plidieren tiberdurchschnittlich viele der jlingsten
(18-29 Jahre, 70 %) und der dltesten (70+ Jahre, 68 %) Befragten dafiir, an den Klimazie-
len festzuhalten oder diese auszubauen. Die klimapolitischen Einstellungen sind dabei
stark polarisiert zwischen den politischen Lagern der demokratischen Parteien und
dem der AfD. Das hat in der Auswertung nach Parteipriferenz starke Abweichungen
vom Durchschnitt (62 %) zur Folge. So sprechen sich Anhingerinnen und Anhanger der
CDU/CSU (64 %, +2 Prozentpunkte), SPD (83 %, +21 Prozentpunkte), Griinen (97 %, +35
Prozentpunkte) und Linken (88 %, +26 Prozentpunkte) fiir das aktuelle oder ein hoheres
Ambitionsniveau aus. Diese Ausrichtung wird nur von 27 % der Anhingerinnen und
Anhinger der AfD begriifst (-35 Prozentpunkte). Angesichts des diesjahrigen Hitzesom-
mers in weiten Teilen Europas und erschiitternder Bilder globaler Klimakatastrophen
erscheint der Anstieg von Klima- und Umweltschutz als Prioritdt nachvollziehbar:
Wihrend jiingere Generationen die Klimakrise als unmittelbare Bedrohung ihrer
Zukunft erleben, sind dltere Menschen insbesondere bei extremer Hitze besonders
vulnerabel. Doch Klima- und Umweltschutz sind nicht nur aus Generationenperspek-
tive eine Prioritit. So fordern europiische Unternehmen ein robustes Klimaziel und
Planungssicherheit, um die Wirtschaft widerstandsfdhiger und wettbewerbsfihiger zu
machen (vgl. Corporate Leaders Groups 2025). Auch die Finanzbranche beriicksichtigt
zunehmend die Risiken durch Klimaschiden (vgl. Costa 2026).

Abbildung 15 Im Rahmen ihrer Klimapolitik hat sich die EU das Ziel gesetzt, bis 2050
klimaneutral zu sein. Wofiir sollte sich Deutschland einsetzen?

dafiir, dass die EU dafiir, dass die EU an dafiir, dass die EU
ihre Klimaziele ihren Klimazielen sich ambitioniertere
lockert festhalt Klimaziele setzt

Die Auswertung der Ergebnisse der vorherigen drei Unterkapitel zeigt, dass eine Ten-
denz erkennbar ist, welche Positionen oft zusammen auftreten. So sprechen sich
Befragte, die fiir mehr européische Unabhingigkeit von den USA pladieren, mehrheit-
lich auch dafiir aus, dass die Bundesregierung auf die Beibehaltung oder die Anhebung
der EU-Klimaziele hinwirkt und dass die EU neue Mitglieder aufnehmen sollte.
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4 Politische Ableitungen und
Handlungsempfehlungen

Kooperative Souveranitat aufbauen

Der Wunsch nach europédischer Souverénitét zieht sich als Leitmotiv durch die Ergeb-
nisse. Einerseits zeigt er sich in der Forderung nach einer aktiven Rolle Deutschlands
in der EU sowie in der Zustimmung, ,,Vorreiterkoalitionen® einzugehen, um innerhalb
der Union ambitionierte politische Ziele zu verwirklichen und die Integration zu
vertiefen. Auch in der Praferenz flir europiische Krisenbewéltigung und fiir Mafdnah-
men zum Schutz der heimischen Industrie findet sich dieses Motiv wieder. Anderer-
seits sollte die EU aus Sicht der Biirgerinnen und Biirger auch nach aufden Souverinitéat
aufbauen. So sieht eine grofie Mehrheit der Befragten die Notwendigkeit, unabhingiger
von den USA zu werden. Doch diese Souverénitit sollte kooperativ sein, etwa im
Rahmen globaler Partnerschaften, die sowohl nutzen- als auch werteorientiert sein
sollten. Die deutsche Europapolitik sollte deshalb proaktiv zum Aufbau einer ,,vernetz-
ten Souverdnitit“ Europas beitragen (vgl. Tordoir 2026).

Den Binnenmarkt vertiefen und Europas Industrien starken

Die Ergebnisse der Studie zeigen einen doppelten Handlungsauftrag fiir die europai-
sche Wirtschaftspolitik der Bundesregierung: Obwohl die Befragten mehrheitlich
nationale Losungen der Wirtschaftskrise bevorzugen, erfordern die Integration der
deutschen Wirtschaft in den EU-Binnenmarkt und die geopolitischen Ursachen der
aktuellen Herausforderungen europdische Antworten. Die Bundesregierung sollte
deshalb stirker vermitteln, wie viel Potenzial in einer weiteren Vertiefung des Binnen-
markKkts liegt. Zugleich befilirworten die Befragten (auch jene, die nationale Lésungen
praferieren) mit grofder Mehrheit europiische Mafnahmen zur Starkung der wirt-
schaftlichen Eigenstindigkeit, zum Beispiel die Produktion wichtiger Giiter in Europa,
den bevorzugten Einkauf européischer Produkte bei 6ffentlichen Auftrdgen (,Buy
European®) oder handelspolitische Schutzmafnahmen gegeniiber China. Die Bundes-
regierung sollte daher eine europaische Wirtschaftspolitik unterstiitzen, die den Bin-
nenmarkt durch den Abbau von Handelshemmnissen und die Kapitalmarktunion
vertieft und die europdische Industrie durch gemeinsame Investitionen und passende
industriepolitische Instrumente gezielt starkt. Dadurch kann auch die Wahrnehmung
der EU als kompetente Akteurin zur Losung wirtschaftlicher Herausforderungen
gestarkt werden.

Keinen Ambitionsverlust bei den Klimazielen zulassen

Eine klare Mehrheit der Befragten unterstiitzt das aktuelle oder ein hoheres Ambitions-
niveau der EU-Klimaziele. Auch mehr gemeinsame Investitionen in den Klima- und

23/28 Selbstverstandlich europaisch 2026



Umweltschutz haben im Vergleich zum Vorjahr deutlich an Bedeutung hinzugewon-
nen. Insbesondere junge Altersgruppen bringen diese Forderungen stark zum Aus-
druck. Die Bundesregierung sollte deshalb dem mehrheitlich ausgesprochenen
Wunsch der Befragten nachkommen und die europidischen Klimaziele aktiv verteidi-
gen.

Die soziale Dimension der EU starken

Der Anteil der Befragten, der sich mehr gemeinsame Ausgaben im Bereich sozialer
Absicherung wiinscht, ist im Vergleich zum Vorjahr stark gestiegen — das ist ein deut-
liches Zeichen. Derzeit sind im Bereich der Sozialpolitik die Kompetenzen der EU auf
Richtlinien fiir Schutz- und Mindeststandards, zur Harmonisierung und gegen Diskri-
minierung sowie auf einzelne Finanzierungsinstrumente wie den Europiischen Sozial-
fonds (ESF+) beschridnkt. Vor dem Hintergrund von Sozialkiirzungen auf nationaler
Ebene ist es aber nachvollziehbar, dass die Befragten auf europidischer Ebene eine
Liicke wahrnehmen. Die deutsche Europapolitik sollte diesem Wunsch nachkommen
und die soziale Dimension der EU stirken.

Europas Verteidigungsindustrie integrieren;
hohe Kosten und Monopole vermeiden

Verteidigung hat als Bereich fiir mehr gemeinsame Ausgaben im Vergleich zum Vorjahr
deutlich an Prioritét verloren. Gleichwohl fordert eine Mehrheit der Befragten europdi-
sche statt nationale Losungen in diesem Politikfeld. Investitionen in die europaische
Verteidigung bleiben notwendig. Aus den Ergebnissen ist erkennbar, dass diese nach
Ansicht der Befragten jedoch europiisch koordiniert und kosteneffizient sein sollten.
Die bisherigen Instrumente auf EU-Ebene konnten hier noch keinen nennenswerten
Beitrag leisten. So wurde etwa ein Drittel der durch das SAFE-Instrument bereitgestell-
ten Kredite fiir fragmentierte, rein nationale Beschaffungen verwendet, die oftmals
nicht mit anderen Systemen kompatibel sind (vgl. Schumann / Maggiore 2026). Zudem
wird die Abhéngigkeit von den USA durch neue Langzeitvertrige zu ungiinstigen
Bedingungen und mit erheblichen Risiken zementiert (vgl. Schweppe et al. 2026).
Unterdessen verzeichnen Riistungsunternehmen rasant steigende Gewinne (vgl.
Rheinmetall 2026). Statt national gedachter Zielvorgaben und eines Fokus auf die
Produkte und Marktanteile der regionalen Industrie braucht es von deutscher Seite
einen Kklaren europaischen Ansatz, ausgerichtet auf Kosteneffizienz und Interoperabili-
tit sowie die Vermeidung von Abhingigkeiten, Monopolen und Ubergewinnen.

Den EU-Haushalt auf europaischen Mehrwert ausrichten

Die Befragten nehmen Deutschlands Beitrag zum EU-Haushalt mehrheitlich als zu
hoch war. Das ist besorgniserregend und zeigt angesichts der hohen finanziellen
Vorteile der EU-Mitgliedschaft, dass diese besser vermittelt werden miissen. Dabei
sollten drei Aspekte beriicksichtigt werden. Erstens: Mehr gemeinsame Investitionen
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werden in vielen Bereichen befiirwortet und sollten daher in der politischen Debatte
stirker in den Vordergrund riicken als die Nettobilanz und der abstrakte gehaltene
finanzielle Beitrag — insbesondere mit Blick auf Bereiche, die im Alltag der Menschen
sichtbar sind und Vertrauen in die EU stirken kdnnen. Zweitens: Die von den Befragten
geforderten europdischen Losungen bediirfen ausreichender europiischer Finanzie-
rung — was offen kommuniziert werden sollte. Drittens: Europdisches Geld muss
effizient und mit Fokus auf europiischen Mehrwert eingesetzt werden. Ein EU-Haus-
halt, der auf Investitionen mit europdischem Mehrwert und Zukunftstechnologien
ausgerichtet ist, schafft wirtschaftliche Impulse, die tiber eine reine Nettobilanz nicht
erfasst werden. Die Bundesregierung sollte deshalb trotz der Skepsis der Befragten das
von der Kommission vorgeschlagene Volumen als Zielmarke unterstiitzen und sich
konstruktiv an der Suche nach neuen EU-Eigenmitteln beteiligen.

In die Kommunikation liber Vorteile der EU-Erweiterung investieren

Die Erweiterung der EU steht mit Blick auf die 6ffentliche Wahrnehmung vor grofsen
Herausforderungen. Dabei fillt die Bilanz der drei jlingsten Erweiterungsrunden
positiv aus: Der Binnenmarkt wurde gefestigt, die Mobilitdt erhoht, und es besteht ein
hdheres Maf} an Sicherheit (vgl. European Commission 2025). Insbesondere die jiingste
Altersgruppe steht einer Erweiterung offener gegentiber. Gerade ihr sollte deshalb eine
faktenbasierte, chancenorientierte Erzihlung an die Hand gegeben werden, die neben
der geopolitischen Notwendigkeit und der Stirkung der Souveranitit durch neue
Mitglieder vor allem die praktischen Vorteile fiir beide Seiten betont. Hierfiir sollten
die positiven Erfahrungen der letzten Erweiterungsrunden in den Vordergrund gestellt
werden, vor allem jener von 2004, aber auch von 2007 und 2014.

Zustimmung zur EU durch positive Vision starken

Im Vergleich zur ersten Befragung im Jahr 2019 hat der Riickenwind fiir proeuropéi-
sche Politik abgenommen. Dennoch ist eine anhaltend positive Grundstimmung der
Befragten gegeniiber der EU-Mitgliedschaft Deutschlands zu verzeichnen. Die Biirge-
rinnen und Biirger erwarten angesichts globaler Bedrohungen von der EU Souverénitét
(vgl. Opitz 2026) und nehmen sie als kompetente Akteurin zur Krisenbewéiltigung war.
Diese positive Grundstimmung zur EU sollte durch eine positive Erzihlung der EU
gestirkt werden, die mit direktem Bezug zum téglichen Leben ihrer Biirgerinnen und
Biirger dem aktuell verbreiteten Unsicherheitsgefiihl (vgl. Eurobarometer 2026) ent-
gegenwirkt und Verdnderungen verspricht. Die demokratischen Parteien Deutschlands
verstehen sich aus gutem Grund als proeuropéisch. Vernachlissigen sie eine positive
Vision fiir ein souveridnes Europa, untergraben sie hierzulande ihre Legitimation.

25/28 Selbstverstandlich europaisch 2026



26/28

Literaturverzeichnis

Busch, Berthold / Kauder, Bjorn / Sultan, Samina (2025): EU-Haushalt
und Mitgliedstaaten. Wer ist Nettozahler, wer Nettoempfianger?; in:
Institut der Deutschen Wirtschaft; 26.11.2025,

, Zugriff 07.10.2026

Corporate Leaders Groups (2025): Business and Investors call on the EU
to Set a Greenhouse Gas Emissions Reduction Target of at least 90 % by
2040; in: Corporate Leaders Groups, University of Cambridge;
27.05.2025,

, Zugriff 12.10.2026

Costa, Moriah (2026): ECB expands its climate factor to shield the EU
from climate-related shocks; in: Green Central Banking; 27.07.2026,

tor/, Zugriff 07.10.2026

Eurobarometer (2026): EP Spring 2026 survey; in: Eurobarometer; Juli
2026, , Zugriff
07.10.2026

European Commission (2025): 20 years together. Facts and figures about
the benefits of the enlargement for the EU; in: Commission.europa.eu;
18.02.2025,

, Zugriff 07.10.2026

Eurostat (2026): Euro area annual inflation up to 3.3 %; in: ec.europa.eu;
1. September 2026,

, Zugriff 07.10.2026

Hamdani, Ilias (2024): Ist die EU ein Verlustgeschéft fiir Deutschland?;
in: Tagesschau; 07.06.2024,
, Zugriff 07.10.2026

Humpelstetter, Marlies / Dellinger, Fanny / Vasak, Jozef / Raab, Char-
lotte / Ulinski, Susanna / Franzelin, Miriam / Pedauga, Luis / Ferreira,
Valeria / Rueda Cantuche, Jose Manuel (2026): The Recovery and
Resilience Facility in Austria — Direct Impact and Spillover Effects; in:
Commission.europa.eu ; 09.04.2026,

, Zugriff 07.10.2026

Kammer, Alfred (2026): Reforming under pressure Europe ‘s agenda for
robust growth and higher productivity; in: International Monetary
Fund; 10.03.2026,

, Zugriff 07.10.2026

Kommer, Florian / Bohrn, Brandon (2026): Européer:innen gehen auf
Distanz zu den USA. Wunsch nach Eigenstindigkeit wichst; in: Bertels-
mann Stiftung; 07.05.2026,

, Zugriff 07.10.2026

Mayr, Jakob (2025): Kann Merz Europa - und wenn ja, wie schnell?; in:
Tagesschau; 24.02.2025,
, Zugriff 07.10.2026

Selbstverstandlich europaisch 2026


https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Report/PDF/2025/IW-Report_2025-EU-Haushalt.pdf
https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Report/PDF/2025/IW-Report_2025-EU-Haushalt.pdf
https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Report/PDF/2025/IW-Report_2025-EU-Haushalt.pdf
https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Report/PDF/2025/IW-Report_2025-EU-Haushalt.pdf
https://www.corporateleadersgroup.com/news/business-and-investors-call-eu-set-greenhouse-gas-emissions-reduction-target-least-90-2040
https://www.corporateleadersgroup.com/news/business-and-investors-call-eu-set-greenhouse-gas-emissions-reduction-target-least-90-2040
https://www.corporateleadersgroup.com/news/business-and-investors-call-eu-set-greenhouse-gas-emissions-reduction-target-least-90-2040
https://greencentralbanking.com/2026/07/27/ecb-expands-climate-factor/
https://greencentralbanking.com/2026/07/27/ecb-expands-climate-factor/
https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3752
https://commission.europa.eu/topics/enlargement/20-years-together/20-years-together-facts-and-figures-about-benefits-enlargement-eu_en
https://commission.europa.eu/topics/enlargement/20-years-together_en
https://commission.europa.eu/topics/enlargement/20-years-together_en
https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-euro-indicators/w/2-01092026-ap
https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-euro-indicators/w/2-01092026-ap
https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-euro-indicators/w/2-01092026-ap
https://www.tagesschau.de/europawahl/eu/finanzen-106.html
https://www.tagesschau.de/europawahl/eu/finanzen-106.html
https://www.tagesschau.de/europawahl/eu/finanzen-106.html
https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/recovery-and-resilience-facility-austria-direct-impact-and-spillover-effects_en
https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/recovery-and-resilience-facility-austria-direct-impact-and-spillover-effects_en
https://economy-finance.ec.europa.eu/publications/recovery-and-resilience-facility-austria-direct-impact-and-spillover-effects_en
https://www.imf.org/en/news/articles/2026/03/11/sp031026-ak-ie-university-madrid
https://www.imf.org/en/news/articles/2026/03/11/sp031026-ak-ie-university-madrid
https://www.imf.org/en/news/articles/2026/03/11/sp031026-ak-ie-university-madrid
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2026/europaeerinnen-gehen-auf-distanz-zu-den-usa-wunsch-nach-eigenstaendigkeit-waechst
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2026/europaeerinnen-gehen-auf-distanz-zu-den-usa-wunsch-nach-eigenstaendigkeit-waechst
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2026/europaeerinnen-gehen-auf-distanz-zu-den-usa-wunsch-nach-eigenstaendigkeit-waechst
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2026/europaeerinnen-gehen-auf-distanz-zu-den-usa-wunsch-nach-eigenstaendigkeit-waechst
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/merz-europa-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/merz-europa-100.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/merz-europa-100.html

27/28

Mion, Giordano / Ponattu, Dominic (2019): Estimating economic
benefits of the Single Market for European countries and regions; in:
Bertelsmann Stiftung; Mai 2019, https://www.bertelsmann-stiftung.de/
fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/EZ_Study_Sing-
leMarket.pdf, Zugriff 07.10.2026

Opitz, Friedrich (2026): Seismograph Sachsen. Die (Anti-)Zeitenwende
in Transformationsregionen; in: DGAP; 08.09.2026, https://dgap.org/de/
forschung/publikationen/seismograph-sachsen, Zugriff 07.10.2026

Rheinmetall (2026): Halbjahresfinanzbericht 2026. 1.1.-30.6.2026; in:
Rheinmetall, 06.08.2026, https:/www.rheinmetall.com/Rheinme-
tall %20Group/Investor %20Relations/Ver %C3 %B6ffentlichun-
gen/2026/Q2/Rheinmetall-Halbjahresfinanzbericht-2026.pdf, Zugriff
12.10.2026

Schumann, Harald / Maggiore, Maria (2026): The race to rearm. Frag-
mented military spending is costing Europe billions; in: Investigate
Europe; 28.09.2026, hitps://www.investigate-europe.eu/posts/the-race-
to-rearm-fragmented-military-spending-is-costing-europe-billions---,
Zugriff 07.10.2026

Schweppe, Christian / Bartz, Joachim / Metzger, Nils (2026): US-Riis-
tungsdeals: Teure Knebelvertrige fiir die Bundeswehr; in: ZDF heute;
29.09.2026, https://www.zdfheute.de/politik/f-35-kampfflugzeug-usa-
ruestung-geschaeft-bundeswehr-100.html, Zugriff 07.10.2026

Sigl-Glockner, Philippa / Inan, Mediha / Li, Aurora / Paleschke, Maximi-
lian / Steitz, Janek / von Wangenheim, Sven (2026): Europe’s Trump
Cards. Why the continent has more leverage than it thinks; in: Dezernat
Zukunft; 12.02.2026, https://dezernatzukunft.org/publikationen/
europes-trump-cards, Zugriff 07.10.2026

Tagesschau (2026): Deutschlands Exporteure fassen Mut; in: Tages-
schau; 26.08.2026, https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/
exporte-zuversicht-eu-100.html, Zugriff 07.10.2026

Tordoir, Sander (2026): Vernetzte Souverdnitit: Europas Antwort auf
China und die USA; in: Deutsch-Niederldndische Handelskammer;
28.09.2026, https://www.dnhk.org/de/news/2026/vernetzte-souveraeni-
taet-europas-antwort-auf-china-und-die-usa, Zugriff 12.10.2026

Selbstverstandlich europaisch 2026


https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/EZ_Study_SingleMarket.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/EZ_Study_SingleMarket.pdf
https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/EZ_Study_SingleMarket.pdf
https://dgap.org/de/forschung/publikationen/seismograph-sachsen
https://dgap.org/de/forschung/publikationen/seismograph-sachsen
https://dgap.org/de/forschung/publikationen/seismograph-sachsen
https://www.rheinmetall.com/Rheinmetall%20Group/Investor%20Relations/Ver%C3%B6ffentlichungen/2026/Q2/Rheinmetall-Halbjahresfinanzbericht-2026.pdf
https://www.rheinmetall.com/Rheinmetall%20Group/Investor%20Relations/Ver%C3%B6ffentlichungen/2026/Q2/Rheinmetall-Halbjahresfinanzbericht-2026.pdf
https://www.rheinmetall.com/Rheinmetall%20Group/Investor%20Relations/Ver%C3%B6ffentlichungen/2026/Q2/Rheinmetall-Halbjahresfinanzbericht-2026.pdf
https://www.investigate-europe.eu/posts/the-race-to-rearm-fragmented-military-spending-is-costing-europe-billions---
https://www.investigate-europe.eu/posts/the-race-to-rearm-fragmented-military-spending-is-costing-europe-billions---
https://www.investigate-europe.eu/posts/the-race-to-rearm-fragmented-military-spending-is-costing-europe-billions---
https://www.zdfheute.de/politik/f-35-kampfflugzeug-usa-ruestung-geschaeft-bundeswehr-100.html
https://www.zdfheute.de/politik/f-35-kampfflugzeug-usa-ruestung-geschaeft-bundeswehr-100.html
https://www.zdfheute.de/politik/f-35-kampfflugzeug-usa-ruestung-geschaeft-bundeswehr-100.html
https://dezernatzukunft.org/publikationen/europes-trump-cards
https://dezernatzukunft.org/publikationen/europes-trump-cards
https://dezernatzukunft.org/publikationen/europes-trump-cards
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/exporte-zuversicht-eu-100.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/exporte-zuversicht-eu-100.html
https://www.tagesschau.de/wirtschaft/konjunktur/exporte-zuversicht-eu-100.html
https://www.dnhk.org/de/news/2026/vernetzte-souveraenitaet-europas-antwort-auf-china-und-die-usa
https://www.dnhk.org/de/news/2026/vernetzte-souveraenitaet-europas-antwort-auf-china-und-die-usa

Die Autor*innen

Dr. Maria Skora arbeitet als Politikberaterin in Berlin und Briissel
und ist Policy Fellow bei Das Progressive Zentrum.

Georg McCutcheon ist Politdkonom und als Referent fiir
Europapolitik in der Heinrich-Bo6ll-Stiftung tatig.

Wir danken Christian Bothe, Anna Brehm, Franziska Busse,

Tim Herrmann, Johannes Hillje, Jannik Jansen, Paul Jiirgensen,
Phillip Kdding, Roderick Kefferpiitz, Paul Kohlenberg, Nicole Loew,
Maria Menzel-Meyer, Anton Moller, Daniela Ortlauf, Luisa Riemer,
Linn Selle, Robert Sperfeld, Eva van de Rakt und Sebastian Wadle

fiir ihre hilfreichen Kommentare und Impulse beim Design des
Fragebogens und der Bearbeitung des Textes. Unser Dank gilt

Leonie Schulz und Julius Bopp von pollytix fiir die fachliche Beratung.
Die Autor*innen iibernehmen die Verantwortung fiir die Richtigkeit
und Genauigkeit der hier dargestellten Ergebnisse.

Impressum

Herausgeberin: Heinrich-Boll-Stiftunge. V.,
Schumannstrafie 8, 10117 Berlin

Fachkontakt: Georg McCutcheon, Referat EU & Nordamerika
E

Erscheinungsort:
Erscheinungsdatum: Oktober 2026

Lizenz: Creative Commons (CC BY-NC-ND 4.0)

Gestaltung: Stockmar+Walter (Fides Sigeneger, Mareike Walter)
Covermotiv: feinkost Designnetzwerk

Die vorliegende Publikation spiegelt nicht notwendigerweise
die Meinung der Heinrich-Bol1-Stiftung wider.

Die Publikationen der Heinrich-Bo6ll-Stiftung diirfen nicht zu
Wahlkampfzwecken verwendet werden.

Weitere Studien und Schriften zum Downloaden unter:

28/28 Selbstverstandlich europaisch 2026


http://www.boell.de

	Zusammenfassung
	1	Einleitung: 
Die Langzeitstudie im politischen Kontext
	2	Aufbau und Methodik der Studie
	3	Auswertung der Umfrageergebnisse
	3.1	Vorteile der EU-Mitgliedschaft überwiegen trotz Skepsis gegenüber finanziellem Beitrag
	3.2	Prioritäten für zusätzliche EU-Investitionen verschieben sich: Verteidigung sinkt, Klima und Soziales steigen
	3.3	Aktive Rolle bleibt gefragt; Kooperation wird stärker wahrgenommen – aber weniger gewünscht
	3.4 	Mehrheit für Kompromisse statt Alleingänge – doch nicht auf Kosten von Blockaden
	3.5 	Vertrauen in die EU zur Bewältigung von Krisen wird in fast allen Bereichen bestätigt
	3.6 	Hoher Rückhalt für gezielte Maßnahmen zur Stärkung europäischer Industrie; Kosten werden in Kauf genommen
	3.7	 Klare Mehrheit für mehr Unabhängigkeit von den USA; geteilte Ansichten über Zielbild neuer Partnerschaften
	3.8 	Knappe Mehrheit gegen EU-Erweiterung; 
AfD-Lager der treibende Faktor
	3.9 	Mehrheit gegen eine Lockerung der Klimaziele

	4	Politische Ableitungen und Handlungsempfehlungen
	5	Literaturverzeichnis 
	Die Autor*innen
	Impressum



